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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Christian Zwanziger, Gül-
seren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Osgy-
an, Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul 
Knoblach, Rosi Steinberger, Martin Stümpfig, Hans Urban und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Betonflut eindämmen II: 
Flächenfraß durch steuerliche Anreize reduzieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, das 
Grundsteuergesetz um eine neue Komponente zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs zu ergänzen. 

Neben der Grundsteuer A und der Grundsteuer B sollen Kommunen die Möglichkeit 
bekommen, einen zusätzlichen Hebesatz über eine neue Grundsteuer C für unbebaute 
Grundstücke und leerstehende Gebäude festzulegen. Dieses Hebesatzrecht wird auf 
den bauplanungsrechtlichen Innenbereich beschränkt. 

Art. 25 Abs. 4 Grundsteuergesetz (GrStG) ist entsprechend zu ergänzen. 

 

 

Begründung: 

Derzeit verhandeln die Länder und der Bund auf Geheiß des Bundesverfassungsge-
richts eine Reform der Grundsteuer. Diese Gelegenheit soll genutzt werden, den Flä-
chenfraß mit Instrumenten des Steuerrechts einzudämmen.  

Die bisherige Besteuerung der Bebauung bietet keinen Anreiz, Baulücken im Innen-
stadtbereich zu schließen, da Grundstücke am Stadtrand oftmals lukrativer erscheinen. 
Eine Lösung für dieses Problem ist die Ergänzung des Grundsteuergesetzes um eine 
neue Komponente: Kommunen sollen die Möglichkeit bekommen, innerstädtische 
Grundstücke, die für eine Bebauung vorgesehen sind, aber brachliegen, höher zu be-
steuern. Das Gleiche gilt für leerstehende Wohngebäude. 

Damit wird ein finanzieller Anreiz geschaffen, diese Grundstücke oder leerstehende Ge-
bäude für Wohnzwecke zu bebauen oder zu nutzen. Die andernfalls notwendige Aus-
weisung zusätzlicher Bauflächen im Außenbereich kann damit zumindest reduziert wer-
den. 

Das spekulative Zurückhalten von Immobilien wird dadurch ebenfalls teurer. Mit der 
vorgeschlagenen Änderung kommt der Grundstücksmarkt in Schwung und es werden 
Investitionsanreize zur Deckung des wachsenden Wohnraumbedarfs gesetzt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/1514 

Betonflut eindämmen II: 
Flächenfraß durch steuerliche Anreize reduzieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christian Zwanziger 
Mitberichterstatter: Thorsten Schwab 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Me-
dien und Digitalisierung hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 7. Sitzung am 7. Mai 
2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat den Antrag in seiner 9. Sitzung am 6. Juni 2019 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Sebastian Körber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Christian Zwanzi-
ger, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul 
Knoblach, Rosi Steinberger, Martin Stümpfig, Hans Urban und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/1514, 18/2510 

Betonflut eindämmen II: 
Flächenfraß durch steuerliche Anreize reduzieren 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Dr. Wolfgang Heubisch 

VI. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 21 der Anlage. Das ist der Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl und anderer 

und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Für beste Ausbildung – Stall-

neubau auch für ökologische Tierhaltung nutzen" auf Drucksache 18/1642, der auf An-

trag der AfD-Fraktion einzeln behandelt werden soll. Der Aufruf dieses Antrags erfolgt 

nach der Behandlung der Dringlichkeitsanträge.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die gesamte Antragsliste mit Ausnahme der 

Nummern 21 und 25. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den ein-

zelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Damit ist die Liste mit 

Ausnahme der Nummern 21 und 25 so beschlossen, und der Landtag übernimmt 

diese Voten.
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